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Wenn es um Widerstand ge-
gen Hartz IV, Rente mit 
67 und Kriegspolitik geht, 
flackern in vielen Redak-

tionen Deutschlands die roten Warnlämp-
chen auf. Und fallen gar die Stichworte 
Linkspartei, Lafontaine und DDR, bren-
nen die Sicherungen durch: Dem gemei-
nen Redakteur tritt der Schaum vor den 
Mund, der Puls rast und der Atem beginnt 
zu fliegen. Recherche? Fairness gar? 
Kannste vergessen – durchladen, drauf-
halten, Dauerfeuer!

Manchmal geht so etwas aber gründ-
lich daneben. Das ehemalige Nachrich-
tenmagazin Spiegel etwa, das seit Jahren 
abseits jeden journalistischen Anstands 
die genannten Stichworte bedient, ist 
jetzt mit einem lauten Klatsch auf den 
Bauch gefallen: Kaum lag die Sensations-
story über ein Techtelmechtel von Oskar 
Lafontaine in Millionenauflage an den 

Kiosken, stellte sich heraus, daß das zeit-
weise Abtauchen des Linkspartei-Chefs 
eine andere Ursache hatte: Krebserkran-
kung. Der Spiegel hatte sich mit seinem 
Rufmord-Journalismus so lächerlich 
gemacht, daß der Stern in der vergan-
genen Woche pikiert auf Distanz ging. 
In dem Zusammenhang sollte allerdings 
nicht verschwiegen werden, daß an der 
Bauchlandung des Spiegel auch Zuträger 
aus der Linkspartei beteiligt waren  – laut 
Stern soll Bundesgeschäftsführer Diet-
mar Bartsch hinter den Kulissen die Strip-
pen gezogen haben.  

Natürlich gibt es in Deutschland Pres-
sefreiheit, steht ja schließlich im Grund-
gesetz. In der Praxis gilt aber immer noch 
die schon 44 Jahre alte Formel des Mit-
begründers der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung, Paul Sethe: »Pressefreiheit ist 
die Freiheit von 200 reichen Leuten, ihre 
Meinung zu sagen.« Mit einer Einschrän-

kung: heute dürften es vielleicht gerade 
noch zwei Dutzend reicher Leute sein. 

Die Medienkonzentration in Deutsch-
land hat mittlerweile lateinamerikanische 
Dimensionen erreicht. Die Printmedien 
werden im wesentlichen vom Springer-
Verlag, Bertelsmann, der WAZ-Gruppe 
und Holtzbrinck beherrscht. Neoliberal 
sind so gut wie alle – wobei die einen 
mehr zur CDU/CSU, die anderen mehr 
zur FDP und zur rechten SPD neigen. Bei 
Rundfunk und Fernsehen sieht es nicht 
viel anders aus – die öffentlich-rechtlichen 
Anstalten orientieren sich immer stärker 
an den Privatsendern und den Interressen 
der Wirtschaft. Die Tendenz zur »Berlus-
conisierung« läßt sich nicht von der Hand 
weisen – letztes Beispiel dafür sind die Ver-
suche des hessischen Ministerpräsidenten 
Roland Koch (CDU), Einfluß auf die Be-
setzung des Chefredakteur-Postens beim 
ZDF zu nehmen.

Der Journalist klassischer Prägung, dem 
es in erster Linie um die Wahrheit und 
weniger um die billige Sensation geht, ist 
glücklicherweise noch nicht ausgestorben. 
Viele Kolleginnen und Kollegen versuchen 
immer wieder, sich dem »Mainstream« 
entgegenzustellen. Die Berichte über den 
Afghanistan-Krieg z. B. sind in den vergan-
genen Monaten deutlich kritischer gewor-
den, es gibt auch immer häufiger Beiträge 
über die Verarmung vieler Menschen in 
Deutschland. 

Themen wie diese gehören zum tägli-
chen Brot der jungen Welt, die seit Jahren 
versucht, gegen den Strom zu schwimmen. 
Auch die vorliegende Beilage dient diesem 
Zweck: Wir wollen einen Beitrag dazu lei-
sten, daß in der Öffentlichkeit mehr über 
die Rolle der Medien diskutiert wird. Al-
lein schon aus Platzgründen mußten wir 
dabei viele Themen auslassen – vorläufig 
jedenfalls. 

 Durchladen, Dauerfeuer!
Die Medienlandschaft in Deutschland nähert sich lateinamerikanischen Verhältnissen.  
Glücklicherweise gibt es Gegentendenzen. Von Peter Wolter

In der Praxis gilt die schon 
44 Jahre alte Formel des 
Mitbegründers der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung, 
Paul Sethe: »Pressefrei-
heit ist die Freiheit von 
200 reichen Leuten, ihre 
Meinung zu sagen.« Mit 
einer Einschränkung: heu-
te dürften es vielleicht ge-
rade noch zwei Dutzend 
reicher Leute sein. 



Trinken Sie Ihren Kaffee aus 
der hohlen Hand? Essen Sie 
Ihr Tofu-Schnitzel gern direkt 
von der Tischplatte? Ist Ihnen 

Inhalt alles und Form nichts? Dann ha-
ben Sie eine gute Chance, als Gestalter 
bei der versammelten deutschen Links-
presse eine Stelle zu bekommen.

Denn was die Form angeht, aber bei-
leibe nicht nur dort, herrscht bei der 
Graswurzel Nullwachstum, ist das Neue 
Deutschland (ND) ein langweiliges Al-
tes, und bei Unsere Zeit (UZ) ist schon 

seit Jahrzehnten die Uhr stehengeblie-
ben.

Nicht nur, daß Unternehmer gerne 
spitzbäuchig, torpedo-zigarrig und mit 
Melone dargestellt werden, sie tragen 
ihren Profit auch in Beuteln bei sich, 
lümmeln sich vor rauchenden Schlo-
ten herum und stecken das Geld der 
abhängig Beschäftigten nicht etwa in 
Derivatgeschäfte, sondern in Jutesäcke. 
Kein Karnevalsnachwuchs würde sich 
im Jahre 2009 erlauben, die Jungs und 
Mädels von der Parallelklasse so darzu-

stellen. Aber wo Inhalt alles und Form 
nichts ist, geht halt auch das Klassen-
bild leicht aus der Form.

Lustig sind oft auch die Texte. In der 
UZ z. B. gibt es Patrioten, die in Ker-
kern schmachten, und das Kapital zeigt 
dort mitunter ungeschminkt seine wahre 
Fratze, bevor ihm die Maske vom Ge-
sicht gerissen wird. Beliebt ist auch das 
berüchtigte »Rotschwänzchen« – so man-
che Beiträge enden damit, daß die Ar-
beiterklasse den Herren dort oben schon 
zeigen wird, wo Bartel den Most holt. 

Da wird in linken Medien mitunter 
moralisiert, daß die Schwarte kracht, 
da werden uralte Schablonen aus der 
Mottenkiste geholt. Recherche findet 
nur selten statt, der eine schreibt vom 
anderen ab. Seit den 70er Jahren hat 
die Linke medial wenig hinzugelernt – 
Motto: Stark in der Gesinnung, schwach 
in den Fakten. 

Profitraten fallen bei Kommunistens 
und anderen Linken gerne tendenziell 
und das möglichst weit vorne im Text. 
Da geht es klandestin und haptisch zu, 
gestritten wird nicht, sondern der Dis-
kurs geführt und zwar mit der totalen 
Sprachlosigkeit, die jenen Akademi-
kern zu eigen ist, welche die Sprache 
verlernt haben, die außerhalb ihrer re-
volutionären Elfenbeintürme gespro-
chen wird. Irgendwie, überhaupt und 
ein Stück weit. Hauptsache »in linken 
Zusammenhängen«.

Linke Blättchen, die eher im trotzki-
stischen, anarchistischen oder autono-
men Bereich angesiedelt sind, gebär-
den sich mitunter, als schrieben sie für 
akademische Klassenkampflaberer. Da 
fremdwörtelt es zum Beinerweichen. 
Besonders spannend sind Texte der An-
tideutschen: Da wird ohne Absatz über 
Seiten hinweg gesülzt, oft ohne konkre-
te Aussage. Zum Schluß kommt in der 
Regel die Beschimpfung eines Anders-
denkenden als Antisemit.

Artikel, die bei 2 500 Zeichen schon 
übergewichtig wären, schleppen Fett 
von 5 000 und mehr vergeudeten Buch-
staben mit sich herum und kommen, 
vermutlich deshalb, nie auf den Punkt. 
Über allem schwebt der stete Sieg der 
Arbeiterklasse, die, irgendwie karneva-
listisch, den Bossen Dampf im Klassen-
kampf macht statt Beine. Trocken wie 
der heiße Sand im Death Valley kommt 
der Inhalt daher. Und zwischen den adi-
pösen (ich wollte auch mal fremdwör-
teln – adipös heißt verfettet) Schlag-
wortartikeln und ihrer immer wieder-
kehrenden Litanei hängen Bilder und 

Karikaturen auf den Seiten ab, als wären 
sie nach durchtanzter Nacht im Chill-
Out-Bereich gelandet. Es ist, als würden 
Ernst Mosch und seine Egerländer ar-
beitertümliches Liedgut dem geneigten 
Publikum zelebrieren, das es sich mit 
Erfrischungsstäbchen vor Nierentisch 
und Gummibaum bequem macht. Wann 
kommt das Buntfernsehen?

In den 20er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts erschien im kommunistischen 
Münzenberg-Konzern unter anderem 
die Arbeiter Illustrierte Zeitung (AIZ). 
John Heartfield hielt bildnerisch Form 
und Inhalt zusammen, und Autoren wie 
Anna Seghers, Maxim Gorki oder Kurt 
Tucholsky schrieben sich und ihre In-
halte in die Köpfe der Leser, F. C. Weis-
kopf war der Chefredakteur. Die ganze 
Chose war auf der Höhe der Zeit, ohne 
komische Wörter und verkaufte sich ab 
1926 wöchentlich. 1933 lag die Auflage 
bei einer halben Million. Kolossal hätte 
man damals zu dem Erfolg gesagt. 

Nun wollen wir das zu heiß gebadete 
Kind nicht gleich mit dem Bade aus-
schütten: Es gibt auch im Jahre 2009 
rühmliche Ausnahmen vom linken Tra-
ditionsjournalismus der 70er Jahre. Die 
junge Welt zum Beispiel – keineswegs 
perfekt, aber meistens mit der Nase im 
Wind. 
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Kollektiv Rage

Banlieues
Die Zeit der 
Forderungen ist 
vorbei

Im Herbst 2005 revoltierten die Jugendlichen 
der französischen Banlieues in nicht gekann­
tem Ausmaß und mit nicht gekannter Inten­
sität. Seitdem riss die Kette der Unruhen 
kaum ab, auch 2009 sind bereits Aufstände 
zu verzeichnen. 

Nicht nur in den »Problemvierteln« Frank­
reichs, auch im Berliner Wedding oder in Neu­
kölln versucht der Staat mit »neuen Formen 
des Regierens« zu antworten.

Als Collage aus Analysen, Interviews und 
Hintergrundberichten umreißt das Buch die 
Vorgeschichte und den sozialen Zusammen­
hang der Aufstände und gibt einen Einblick 
in den Alltag der Banlieues.

ISBN 978­3­935936­81­1 | 280 S. | 16 Euro

Neuerscheinung

Marcel van der 
Linden
Karl-Heinz Roth 
(Hg.)

Über Marx 
hinaus

Arbeitsgeschichte und Arbeitsbegriff 
im 21. Jahrhundert

Wie steht es angesichts der weltweiten Krise 
um die Marxschen Geschichtsprognosen, und 
wie um sein Verständnis von Arbeit? Ist es nicht 
an der Zeit, die Beziehungen zwischen Arbeits­
geschichte und Arbeitsbegriff neu zu durch­
denken und das begriffliche Instrumentarium 
zu erweitern? 

Dieser Sammelband, in dem Autorinnen und 
Autoren aus aller Welt zu Wort kommen, nimmt 
sich nichts weniger vor, als Reichweite und Ak­
tualität der Marxschen Theorie auf der Höhe 
der Zeit neu auszuloten.

ISBN 978­3­935936­80­4 | 512 S. | 28 | Euro

Neuerscheinung
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Spitzbäuchig 
vor rauchenden 
Schloten
Vielen linken Medien täte ein wenig mehr 
Professionalität gut. Von Leander Sukov

Helmut Peters
Die VR China –
Vom Mittelalter 
zum Sozialismus

Auf der
Suche nach
der Furt

580 Seiten, 19,80 Euro
ISBN 978-3-910080-71-3

Neue Impulse Verlag 
Hoffnungstr. 18 • 45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482
Fax: 0201-24 86 484 
E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 
www.marxistische-blaetter.de 

Harald Neubert

Die internationale 
Einheit
der Kommunisten
Ein dokumentierter 
historischer Abriss

348 Seiten
19,80 Euro, ISBN 978-3-910080-70-6
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Leander Sukov lebt in  
Berlin und ist Schrift-
steller.



junge Welt   Sonnabend/Sonntag, 28./29. November 2009, Nr. 276 3m e d i e n

Auferstehen aus Ruinen!
Die Entwicklung unserer eigenen Kultur 
erfordert die grundsätzlich heitere Wieder-
erlangung des Wissens um die vierzig-
jährige praktische Arbeit am Sozialismus 
in Deutschland. Die Arbeit an unserer 
eigenen Kunst und Kultur braucht unser 
Selbstbewußtsein. 

»Der Sozialismus
beweist uns, wo man ihn in neuester Zeit /
Abschaffte, seine Unentbehrlichkeit.«
Peter Hacks in: »Tamerlan in Berlin«,  
Eulenspiegel Verlag, Berlin 2002

Ein freudvoll-grimmiges Künstler-Buch 
zur Sache: 
Thomas J. Richter, „Das erste dialektisch-
melancholische Kunstbuch zur DDR-Ge-
schichte“, Berlin 2009

www.thomas-j-richter.de

ANZEIGEN

Von Ihnen stammt die 
Aussage, Zeitungen seien 
systemrelevant – und 
zwar für ein System, das 

nicht Marktwirtschaft oder Kapita-
lismus heißt, sondern Demokratie. 
Dennoch lehnen Sie ein staatliches 
Rettungspaket für Zeitungen ab, 
um die Unabhängigkeit zu wahren. 
Glauben Sie, daß Medienkonzerne 
die Pressefreiheit besser gewährlei-
sten als der Staat? 

Zur Zeit muß man wirklich sagen, daß die 
größere Gefahr für die Pressefreiheit von 
den Medien, nicht vom Staat und seinen 
Gesetzen ausgeht. Die Art und Weise, 
wie der Journalismus kaputtgespart wird, 
und der Versuch, die Profite zu maximie-
ren, indem man den Inhalt minimiert, 
sprechen leider nicht dafür, daß Medien-
häuser und Journalismus die Bedeutung 
der Pressefreiheit richtig einschätzen. Zu-
mindest nicht die damit verbundenen Not-
wendigkeiten. Aber die Gefahren einer 
Staatsfinanzierung liegen auf der Hand: 
Ich möchte nicht erleben, daß aus der 
taz, der jungen Welt oder der Süddeut-
schen Zeitung eine Art ZDF wird, wo die 
Parteien in die Entscheidung hineinregie-
ren, wer Chefredakteur oder Ressortleiter 
wird. Außerdem sollten wir nicht so tun, 
als könne der Qualitätsjournalismus ohne 
Staatshilfe nicht überleben. Noch mehr 
als das Geld fehlt dem deutschen Journa-
lismus die Leidenschaft. Über Staatshil-
fe will ich erst dann nachdenken, wenn 
wichtige Zeitungen vor dem Exitus ste-
hen. Zeitungen sind das tägliche Brot für 
die Demokratie. Bei einer Hungersnot der 
Demokratie müßte also der Staat helfen. 
Aber diese Not sehe ich momentan über-
haupt nicht.

Der 14. Mainzer Mediendisput 
stand unter dem Motto »Schweigen, 
Lügen und Vertuschen – Wenn die 
Wahrheit nicht mehr öffentlich 
wird«. In der Diskussion hieß es 
aber, das Hauptproblem sei nicht 
Vertuschung, sondern daß kaum 
noch jemand bereit sei, für sorgfälti-
ge Recherche zu bezahlen. Bei freien 
Journalisten auf Zeilengeldbasis 
wird schlechte Recherche ja faktisch 
mit einem besseren Stundensatz be-
lohnt. Welche Auswege sehen Sie?

Einige Zeitungen sind dazu übergegan-
gen, kaum noch Freie zu beschäftigen; die 
Redaktion soll alles selber machen. An-
dere praktizieren Outsourcing; sie lagern 
ganze Redaktionen aus. Besonders bitter 
ist das dann, wenn die – zeitraubende und 
teure – Recherche dabei unter die Räder 
kommt. Guter Journalismus ist nicht bil-
lig, sondern teuer. Investigativer Journa-

lismus ist besonders teuer: Womöglich 
kommt ja bei einer langwierigen Recher-
che nichts heraus, was Nachrichtenwert 
hat. Aber das in Kauf zu nehmen, macht 
die Qualität der Recherche aus. Ein frei-
er Journalist hat dann vielleicht mehrere 
Tage Arbeit umsonst investiert. Deshalb 
wird er die Finger von bestimmten The-
men lassen. Die Aufklärungskompetenz 
der Presse leidet, und damit die Presse-
freiheit. Es handelt sich ja nicht primär 
um die Freiheit, Presseerklärungen umzu-
schreiben. Die Verlage und die Redaktio-
nen müssen das Gefühl für den Wert der 
Aufklärung wieder gewinnen. Davon lebt 

die Güte des Produkts. Das schafft auch 
ökonomischen Erfolg. 

Was halten Sie von der Idee, Redak-
tionsstatute einzuführen, wie es von 
Gewerkschaften vor einiger Zeit 
gefordert wurde?

Ich bin ein großer Freund von Redaktions-
statuten, zumal es bei der Süddeutschen 
eines der letzten großen Statute gibt. Es 
ist zur Zeit der großen Statutenbewegung 
vor 25 bis 30 Jahren ein wenig verlacht 
worden, weil es nicht so weit ging wie 
die Statute anderer Zeitungen, die heute 
allerdings gar keine mehr haben. Unseres 
sieht z. B. Mitbestimmung bei der Beset-

zung von leitenden Redakteursstellen vor. 
Der Verlag kann uns nicht einfach irgend-
welche Ressortleiter und Chefredakteure 
vor die Nase setzen, was schon mal wich-
tig für die innere Pressefreiheit ist. 

Ein Statut kann natürlich auch zum 
Ausdruck bringen, daß eine Zeitung Wert 
legt auf Recherche, Investigation, Ana-
lyse und Kommentar. Das alles läßt sich 
als Anspruch im Statut verankern – ihre 
konkrete Finanzierung aber nicht. 

Raten Sie Ihren Kolleginnen und 
Kollegen, sich gewerkschaftlich zu 
organisieren?

Das hängt davon ab, wie gut die Gewerk-

schaft arbeitet und wie man sich da dann 
selber einbringen mag. Wer in der Re-
daktion den Mund nicht aufmacht, wird 
ihn in der Gewerkschaft auch nicht auf-
machen. Ich will sagen: Gewerkschaft 
kann Mut machen und stärken, ist aber 
nicht dafür da, eigenen fehlenden Mut zu 
ersetzen. Am wichtigsten ist es, sich am 
Arbeitsplatz, in der Redaktion, mit den 
Kolleginnen und Kollegen zu verbünden. 
Bevor ich mir Unterstützung von außen 
hole, muß ich in meiner Arbeitsumge-
bung klarmachen, warum es unverzicht-
bar ist, zwei Kollegen zu ersetzen, die 
demnächst aus Altersgründen ausschei-

den. Für freie Journalisten, die nicht in 
der Redaktionskonferenz sitzen, sieht es 
natürlich anders aus.

Welchen Eindruck haben Sie von 
der Qualitätsentwicklung im Jour-
nalismus der letzten 20 bis 30 Jahre?

Wenn Sie mich nach so einem langen 
Zeitraum fragen, dann ist die Qualitäts-
entwicklung gut. Tageszeitungen sehen 
heute aus wie früher Magazine. Sie haben 
auf die Konkurrenz des Fernsehen gut 
und richtig reragiert. 

Sie meinen, es gab einen Höhepunkt, 
der schon wieder vorbei ist?

Richtig. Ich bin jetzt seit 22 Jahren Jour-
nalist, in den ersten 15 Jahren waren die 
Veränderungen atemberaubend positiv – 
auch die meiner Süddeutschen. Die blan-
ke Wiedergabe von politischem Klein-
kram, von Puzzlesteinchen, ist mehr und 
mehr durch gute Analysen und Hinter-
grundberichte ergänzt und ersetzt wor-
den. Die Süddeutsche ist qualitativ so ge-
worden wie der Spiegel in seinen großen 
Zeiten war. Die kluge Magazinierung der 
Tageszeitung ist eine Entwicklung, die 
mehr oder minder für viele Zeitungen gilt 
– und dann kam der große Einbruch im 
Anzeigengeschäft. Seither wurden viele 
Redaktionen ausgedünnt und Redakteu-
re entlassen. Jetzt geht es darum, unter 
großem Spardruck die erreichte Qualität 
zu halten. Die größte Gefahr derzeit ist, 
daß die Verlage die Situation für überzo-
gene Notwehr nutzen. Die Redaktionen 
sind unruhig, haben Angst und sind heute 
geneigt, ungerechtfertigte Sparaktionen 
hinzunehmen – es könnte ja sonst noch 
schlimmer kommen. Aber die Verlage 
schaden sich selbst, wenn sie diese Angst 
ausnutzen. 

Der Spiegel stand lange Zeit für 
Qualität. Was halten Sie von seiner 
Berichterstattung über die Krebser-
krankung von Linksparteichef Os-
kar Lafontaine und seine angebliche 
Affäre?

Die Krebserkrankung hat Lafontaine sel-
ber bekanntgegeben; darüber kann man 
in angemessener Form schreiben. Die 
Spiegel-Berichte über seine angebliche 
Affäre fand ich nicht nur albern, sondern 
ziemlich unmöglich. Das ist politischer 
Paparazzismus, das ist Schlüssellochguc-
kerei, die als Bestandteil notwendiger Po-
litikbeobachtung getarnt wird. Im übrigen 
ist die Art und Weise, wie der deutsche 
Journalismus ganz überwiegend über La-
fontaine geschrieben hat, ein Thema für 
sich. Über Jahre hinweg war er einer der 
wenigen Politiker, die auch in nachricht-
lichen Texten ganz selbstverständlich mit 
negativen Adjektiven belegt wurden. 
� Interview: Claudia Wangerin

» D i e  Re d a k t i o n e n  h ab e n  A n g s t « 
Viele Verlage sparen ohne wirkliche Not den Qualitätsjournalismus kaputt. Ein Gespräch mit Heribert Prantl 

Heribert Prantl leitet 
das Ressort Innenpolitik 
der Süddeutschen Zei-
tung. Der promovierte 
Jurist gilt als enaga-
gierter Verteidiger der 
Grundrechte und erhielt 
zahlreiche Auszeichnun-
gen für  Kommentare 
und Bücher, so auch den 
Geschwister-Scholl-
Preis.

s
x

c
.h

u
/v

e
r

z
e

r
k

gab



r

ie
l

e
 s

e
nft






Es gibt sie in fast jeder deutschen 
Großstadt, und natürlich ist Ber-
lin wieder besonders dufte: Wo 

Hamburg, Köln und München mit nur 
einer auskommen müssen, gönnt sich die 
Hauptstadt gleich drei. Die Rede ist von 
Straßenzeitungen, jenen Blättern, die 
von Obdachlosen und anderen Armen in 
der Fußgängerzone oder in der S-Bahn 
verkauft werden. Das Prinzip ist denkbar 
einfach: Vom Erlös bekommen die Ver-
käufer einen Anteil für sich, im Idealfall 
die Hälfte. Mit dem Rest finanzieren 
die Redaktionen ihre Büros und alles 
andere, was man zum Zeitungsmachen 
braucht. 

Die soziale Idee, die 1993 aus Groß-
britannien nach Deutschland kam, ist 
erfolgreich; immerhin haben die etwas 
über 40 Straßenzeitungen in der Bundes-
republik zusammen eine Auflage von gut 
eine Million Exemplaren. Aber wie ist es 
um die journalistische Qualität bestellt? 
Die Fachzeitschrift Journalist des Deut-
schen Journalistenverbandes hat sich die 

drei Berliner Blätter einmal näher ange-
schaut und kommt zum Schluß: »Schlecht 
geschrieben, lustlos layoutet und ohne 
thematisches Profil.« Die mäßige Qua-
lität habe sich in der Hauptstadt längst 
rumgesprochen. Als ernstzunehmendes 
Medium hätten sie keine Bedeutung. 

Ein Urteil, daß auch für viele ande-
re Straßenmagazine in Deutschland gilt. 
Nur die Marktführer wie Hinz & Kunzt 
aus Hamburg, Asphalt aus Hannover und 
Trottoir aus Stuttgart genügen hohen An-
sprüchen und sind ernst zu nehmende 
Alternativen zur herkömmlichen Presse 
in der Stadt. Kein Wunder: Dort sind ge-
lernte Journalisten und kreative Layouter 
am Werk. Allerdings verfügen die großen 
Straßenmagazine mit ihrer Auflage von 
jeweils zwischen 20 000 bis 70 000 auch 
über genügend Geld, sie zu bezahlen. 

Das Gros der Obdachlosenzeitungen 
aber geht finanziell am Stock. Wenn über-
haupt ist höchstens der Chefredakteur 
Profi. Weil die Redaktionen oft nur ge-
ringe Honorare zahlen können, sind sie 
auf eifrige Ehrenamtliche und sachver-
liebte Sozialarbeiter angewiesen, die fürs 
Schreiben nichts nehmen. Entsprechend 
unterirdisch ist meistens das Niveau. 
Hier und da nehmen auch die Verkäufer 
selbst massiv Einfluß darauf, was ins Heft 
kommt. Manche Zeitungen stehen unter 
der Kuratel der Kirche. So entstehen rüh-
rende Geschichten über Hartz-IV-Emp-
fänger, die als Hobby Terrakotta-Püpp-
chen basteln oder sich im Wohnzimmer 
fünf Kaninchen halten. Richtig aufberei-
tet vielleicht sogar ganz spannend, aber 
dazu fehlt vielen Redaktionen schlicht-
weg das Know-how. 

So sind viele Straßenmagazine in 
Deutschland vollgepfropft mit langatmi-
gen Erlebnisberichten über den letzten 
Grillabend der Verkäufer und Gedichten 
von Wohnungslosen, in denen kein Reim 
stimmt. Berichten die Zeitungen über das 
Notasyl oder einen Treffpunkt für Ob-
dachlose, stammen die Artikel oft genug 
aus der Feder der dort beschäftigten So-
zialarbeiter. Häufig sitzen sie sogar mit 
in der Redaktion. Unabhängige, kritische 
Berichterstattung über städtische Einrich-
tung ist somit fast unmöglich; Straßenma-
gazine sind in vielen Städten inzwischen 
Teil eines Klüngels, in dem eine Krähe 
der anderen kein Auge aushackt. Bloß 
nicht anecken und womöglich Käufer und 
Sponsoren verärgern, ist die Devise. Der 
journalistische Anspruch bleibt dabei auf 
der Strecke.  � Gerrit Hoekman
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Die kritische Website www.Nach-
DenkSeiten.de ist ein faszinie-
rendes Projekt. Das ist nicht 
nur die Meinung der Herausge-

ber, es ist vor allem die Meinung Tausender 
unserer engagierten Leserinnen und Leser. 
Ihre freundlichen Mails an uns schließen 
häufig mit »Bitte macht weiter«. Weiter 
mit dem Versuch, eine Gegenöffentlichkeit 
zum herrschenden großen Strom der »neo-
liberal« geprägten Meinungen aufzubauen. 
Das ist das Ziel der NachDenkSeiten.

Die Website ist im Grunde als Auftrags-
arbeit entstanden. Viele Freunde und Be-
kannte, mit denen Albrecht Müller und ich 
uns über politische Themen austauschten, 
und viele Menschen, mit denen wir nach 
unseren Vorträgen diskutierten, fühlten sich 
vor allem nach der Verkündung der Agenda 
2010 durch Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der im März 2003 und aufgrund der ihr 
folgenden öffentlichen Debatte irritiert und 
hilflos. Ständig hörten und lasen sie über-
all, daß es Deutschland schlecht gehe, daß 
wir »strukturelle Reformen« bräuchten – 
und daß es nur mit weniger Staat, Deregu-

lierung, niedrigeren Steuern, niedrigeren 
Löhnen und einer Senkung der »Lohnne-
benkosten«, mit einer Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes und vor allem mit einem 
»Umbau« des Sozialstaates und der »Stär-
kung von Eigenverantwortung« in Form ei-
ner Privatisierung der sozialen Sicherungs-
systeme wieder aufwärts gehen könne. 

»Warum stellt ihr euch nicht gegen den 
Meinungstrend?« wurden wir immer wie-
der gefragt und gedrängt. Und dann kam 
irgendwann die Idee, eine Website aufzu-
bauen.

Gegen nachgeplapperte Parolen
Wir haben uns vorgenommen, mit www.
nachdenkseiten.de eine gebündelte Infor-
mationsquelle für jene Bürgerinnen und 
Bürger zu bieten, die an der eindimensio-
nalen Berichterstattung der öffentlichen 
Meinungsmacher zweifeln und die gegen 
die von den meisten Medien nachgeplap-
perten Parolen Einspruch anmelden. Die 
Website sollte eine Anlaufstelle werden 
für alle, die sich über gesellschaftliche, 

ökonomische und politische Probleme un-
serer Zeit noch eigene Gedanken machen 
wollen. Wir wollten ein Angebot schaffen 
für jene, die in den meinungsprägenden 
Medien kein ausreichend kritisches mehr 
sehen. Die »NachDenkSeiten« wollen 
hinter die interessengebundenen Kam-
pagnen der öffentlichen Meinungsbeein-
flussung leuchten. Wir haben uns vor al-
lem vorgenommen, ständig wiederholte 
Denkfehler und sich ausbreitende kollek-
tive Vorurteile aufzudecken.

Dadurch, daß wir den Interessenbezug 
vieler Protagonisten der vorherrschenden 
Ideologie und der von ihnen ständig wie-
derholten Argumente herausarbeiten, set-
zen wir kritische Impulse, die dauerhaft 
wirken. Wer einmal die Interessengebun-
denheit der angeblich »objektiv notwen-
digen« oder »alternativlosen« Rezepte 
durchschaut hat und wer die Vorherrschaft 
des eindimensionalen neoliberalen Den-
kens immer wieder an Hand von Fakten 
und rationalen Argumenten in Frage stel-
len kann, der läßt sich nicht mehr so leicht 
an der Nase herumführen und er wird 

immun gegen ständige Indoktrination von 
oben. Dieser »Aha, so ist das«-Effekt« ist 
wichtig für unser Ziel, gemeinsam mit 
unseren Leserinnen und Lesern und vie-
len anderen befreundeten Blogs eine Ge-
genöffentlichkeit zum herrschenden Mei-
nungsmainstream aufzubauen. 

Daran arbeiten wir nun seit sechs Jah-
ren rein ehrenamtlich mit einigem Er-
folg. Ohne jede Werbung und allein durch 
Mund-zu-Mund-Propaganda besuchen 
inzwischen täglich über 50 000 Leserin-
nen und Leser die »NachDenkSeiten« und 
weit über fünf Millionen sogenannte Page 
Impressions werden monatlich registriert. 
Die »NachDenkSeiten« sind inzwischen 
zu einem täglich erscheinenden Gemein-
schaftswerk zahlloser engagierter Lese-
rinnen und Leser geworden, die uns mit 
ihren Lesefrüchten und mit Fakten und 
Argumenten versorgen. Über 400 Förde-
rabonnenten helfen uns, unsere Unkosten 
zu decken. 

Wir sind natürlich immer noch ein klei-
ner David gegen viele Goliaths, und es 
wäre größenwahnsinnig zu meinen, wir 
könnten alleine etwas gegen Bild, Spiegel 
oder andere Leitmedien ausrichten. Aber 
wir erreichen Meinungsmultiplikatoren 
wie Betriebsräte und Vertrauensleute in 
den Betrieben, wir erreichen Lehrerinnen 
und Lehrer, kirchlich Engagierte oder Stu-
dierende, wir erreichen auch viele politisch 
Aktive in den Parteien, und wir werden 
von kritischen Journalisten genutzt. 

Kommunikationszentren
Die »NachDenkSeiten« wirken schon 
jetzt nicht nur als Informationsplattform, 
sondern als Netzwerk, ja geradezu als 
eine Art Kommunikationszentrum. En-
gagierte Leserinnen und Leser hatten die 
Idee, in Städten und Regionen Deutsch-
lands »NachDenkSeiten«-Gesprächs-
kreise zu bilden, bei denen Menschen 
über die Denkanstöße aus unserem Blog 
zum persönlichen Gedankenaustausch 
zusammenfinden. Schon wenige Mona-
te nach unserem Aufruf »Kommen Sie 
miteinander ins Gespräch!« haben sich 
über 100 solcher Gruppen quer durch die 
Republik gebildet, selbst in Brüssel und 
in London gibt es Initiativen. Die ersten 
Berichte aus den NDS-Gesprächskreisen 
sind sehr ermutigend.

Die NachDenkSeiten würden zumal 
nach dem Ausgang der Bundestagswahl 
gerne noch wirkmächtiger von unten 
Druck gegen eine weitere Umverteilung 
zu Lasten der Schwächeren und gegen 
den weiteren Abbau der Errungenschaf-
ten des Sozialstaates ausüben. Leider 
fehlen uns dazu (noch) die nötigen Res-
sourcen. Deshalb laden wir ein, mitzu-
machen beim weiteren Aufbau einer Ge-
genöffentlichkeit.

Immunisierung gegen 
Meinungsmache
Mit der Auflage einer mittleren Tageszeitung vergleichbar: Das Internetportal 
»NachDenkSeiten« wird täglich von 50 000 Lesern besucht. Von Wolfgang Lieb

Wolfgang Lieb (SPD) 
war Staatssekretär im 
Forschungsministerium 
Nordrhein-Westfalens 
sowie Sprecher des 
damaligen Minister-
präsidenten Johannes 
Rau. Gemeinsam mit 
Albrecht Müller, früher 
Planungschef im Bun-
deskanzleramt unter 
Willy Brandt und Hel-
mut Schmidt, betreibt 
er seit mehreren Jah-
ren das Internetportal 
NachDenkSeiten.

Gewollt und nicht gekonnt
In Deutschland gibt es etwa 40 Straßenmagazine – die meisten sind schlecht gemacht
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Das Gros der Obdach-
losenzeitungen aber 
geht finanziell am Stock. 
Wenn überhaupt ist 
höchstens der Chefre-
dakteur Profi. Weil die 
Redaktionen oft nur 
geringe Honorare zah-
len können, sind sie auf 
eifrige Ehrenamtliche 
und sachverliebte So
zialarbeiter angewiesen, 
die fürs Schreiben nichts 
nehmen. 
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Umweltaktivist avant la lettre 

»Kapitalismuskritik und politisch-
ökologisches Denken ergänzen sich
und bedingen sich gegenseitig«, 
so die zentrale These von André
Gorz. Und ein wirksamer Schutz 
der Umwelt ist ohne radikale Kritik
des Kapitalismus nicht zu haben. 

André Gorz

Auswege aus 
dem Kapitalismus

Beiträge zur 

politischen Ökologie

128 Seiten, Broschur, 2009

978-3-85869-391-4 

Euro 16,00
Rotpunktverlag.

www.rotpunktverlag.ch  

Gorz_junge Welt.qxp  5.6.2009  11:51 Uhr  Seite 1

dietz berlin
www.dietzberlin.de

Werke 1–43 
und CD

899,– EuroSubskription bis 1. März 2010

Erstmals seit 1989 wieder 
vollständig lieferbar! 

Karl Marx, 
Friedrich Engels: 
Werke
Band 1 bis 43, gebunden
jeder Band 24,90 Euro 
(Band 26 in 3 Teilen 74,70 Euro) 
Gesamt-ISBN 978-3-320-02208-2
Gesamtpreis 1.120,50 Euro

CD mit Sachregister, 
Verzeichnis 1 und 2
zu Karl Marx, 
Friedrich Engels: Werke
14,90 Euro
ISBN 978-3-320-02204-4

Karl Marx: 
Das Kapital 1.1 
Die Zusammenfassung 
des Ersten Bandes des 
»Kapitals« verfasst vom 
Autor, mit einem Vorwort 
von Rolf Hecker 
176 Seiten, Pocketbuch, 
9,90 Euro
ISBN 978-3-320-02169-6

Karl Marx: 
Das Kapital 1.2 
Die sogenannte ursprüng-
liche Akkumulation 
128 Seiten, Pocketbuch
9,90 Euro
ISBN 978-3-320-02209-9
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Sparen an der Substanz
Unternehmensberatungen übernehmen vielfach das Kommando – Redakteure werden zu drittklassigen  
Dienstleistern degradiert. Von Thomas Leif 

In seinem biografisch gestützten Buch 
»Das Leben ist der Ernstfall« hat Jür-
gen Leinemann immer wieder klu-
ge Gedanken und bittere Wahrheiten 

zur Innenausstattung des Journalismus 
eingestreut. Wenn der frühere Spiegel-Star 
(Jahrgang 1937) seine Beobachtungen nach 
einem langen und erfolgreichen Journa-
listen-Leben bilanziert, dann sind seine 
Analysen zur Gefährdung des Qualitäts-
journalismus ernsthafter als manche Mah-
nung in flüchtigen Kongreß-Reden. Auf 
Seite 182 bemerkt er: »Mich bedrückt dabei 
vor allem, daß sich auch die Einstellung 
vieler jüngerer Kollegen zu ihrem Beruf 
offensichtlich verändert hat. Sie erscheinen 
mir karriere- und egobesessener einerseits, 
unverbindlicher und leidenschaftsloser in 
der Sache andererseits. Gibt es denn gar 
nichts mehr, wofür man sich begeistern 
kann? Und nichts was einen erbittert und 
aufregt?« Leinemann verklärt die »alten 
Zeiten« nicht; aber ohne diese tektonischen 
Veränderungen würde heute nachhaltiger 
nach der Verantwortung der  Bankmanager 
für den Finanz-Kollaps des Staates gefragt.

Mitten in der schwersten Wirtschafts- 
und Finanzkrise der Bundesrepublik und in 
einem monatelangen Weichzeichner-Wahl-
kampf wurden alle möglichen Themen 
verhandelt. Nur – die Verantwortung der 
Banken für diese Wirtschaftskrise wurde 
weitgehend  ausgeblendet. Trotz der bi-
lanzsicheren Verantwortungsanalyse ver-
zichten Politik und viele Medien (noch) 
auf eine gründliche Analyse der Banken-
krise.  Beide haben weitgehend versagt, als 
es darum ging, absurde Geschäftsmodel-
le, besinnungslose Ratingagenturen  und 
undurchschaubare Gier-Fonds wirksam zu 
kritisieren und damit ihre Kontrollaufgabe 
wahrzunehmen. Schneller als erwartet hat 
man sich an ungenutzte Rettungsschirme, 
toxische Bad-Banks und sich »tot stellen-
de« – von Topagenturen beratene – Banker 
gewöhnt. 

Nur selten bricht jemand aus diesem Kar-
tell der stillschweigenden Übereinkunft aus 
und sagt laut und deutlich, wie dieses Miß-
verhältnis zwischen Handeln und Aufklä-
ren zu erklären ist. Einer, der den Mut dazu 
hatte, laut und deutlich in aller Öffentlich-
keit die Wahrheit zu sagen, ist Eggert Vo-
scherau, der Aufsichtsratschef der BASF. 
Mitte Juni 2009 rief er seinem Publikum im 

Ludwigshafener Feierabendhaus zu: »Die 
Wall Street hat nur eine Schlacht verloren, 
nicht den Krieg.« Kein Finanzprodukt, das 
den »Weltbrand«  entfacht habe, sei bislang 
verboten. Selbst der frühere Vertraute der 
Kanzlerin, Prof. Dr. Paul Kirchhof, bilan-
zierte bitter: »In der Öffentlichkeit wird 
die Wahrheit unterdrückt.« (Süddeutsche 
Zeitung Magazin, Juni 2009) 

Schrumpfen und verdichten
Täglich laufen neue Entlassungspläne gro-
ßer Verlage über den Ticker: mal geht es 
um 150 Redakteure, die ihren Job verlieren 
sollen, mal um 200, gelegentlich um mehr. 
Wichtige Titel werden eingestellt, große 
Fachredaktionen – etwa die  Wirtschafts-
redaktionen des Gruner + Jahr-Verlags zu-
sammengelegt, die journalistische Kom-
petenz ausgedünnt und eingedampft. Auch 
die öffentlich-rechtlichen Sender stellen 
sich für die nächsten Jahren auf ein Minus 
von 15 Prozent ihrer Etats ein und kürzen 
zum Teil schon heute klassische Informa-

tionsprogramme. Sogar die ohnehin karge 
Agenturlandschaft in Deutschland wird 
wohl weiter schrumpfen. AP steht zum Ver-
kauf, dpa kämpft um solvente Kunden.

Wohin führt es, wenn künftig an der jour-
nalistischen Substanz weiter gespart wird 
und erstklassige Redaktionen auf drittklas-
sige Dienstleister reduziert werden? Wel-
che Auswirkungen hat diese Entwicklung 
für einen qualifizierten, untersuchenden, 
interessierten, bildenden  Journalismus? 
Brauchen die Medien – wie Karstadt, Quel-
le, Opel, Schiesser und Co – auch staatliche 
Hilfen, neue Subventionen, Steuererleichte-
rungen? Ist die Etablierung von Stiftungen 
zur Förderung von Qualitätsjournalismus 
und die Etablierung  gebührenfinanzier-
ter Zeitungen nur ein (Alp)-Traum? Oder 
mehr? Viele Fragen – kaum Antworten.

Diktat der Betriebswirte
Die neuen masterminds des Journalismus 
sitzen nicht mehr in den Chefredaktionen 
oder Planungsabteilungen. Längst haben 

Unternehmensberatungen das Kommando 
übernommen und versuchen, einer bereits 
ausgepreßten Zitrone noch mehr Saft zu 
entziehen. Der Chefredakteur des Han-
delsblattes, Bernd Ziesemer, hat seine Er-
fahrungen mit »Beratern« im ehrwürdigen 
Holzbrinck-Konzern offengelegt. Seine 
Bilanz sollte eigentlich alle Journalisten-
verbände und den Deutschen Presserat  
beschäftigen: Einige der Powerpoint-Prä-
sentationen der Berater »waren in ihrer 
fachlichen Lächerlichkeit, intellektuellen 
Dumpfheit, betriebswirtschaftlichen Vor-
dergründigkeit und moralischen Imperti-
nenz nicht mehr zu überbieten.Viele von 
ihnen mißachten den Berufsstolz der  Jour-
nalisten. Sie behandeln Journalisten wie 
die Bandarbeiter der Lückenfüllproduktion 
zwischen den Anzeigen. Und einige Verla-
ge machen das leider mit.« (Wirtschafts-
journalist 2/2009) Ziesemers Analysen 
und die langfristigen Auswirkungen eines 
entkernten und reduzierten Journalismus 
waren leider am Tag nach der Veröffentli-
chung vergessen.

Prof. Dr. Thomas Leif 
ist Vorsitzender der 
Journalistenvereinigung 
netzwerk recherche 
(nr) sowie Chefreporter 
Fernsehen des Südwes-
trundfunks in Mainz.
Weitere Informationen 
unter www.netzwerkre-
cherche.de       
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 Die zentrale Fragestellung ist: Wie kann Mobilität für alle Menschen gesichert werden,
wenn die bisher so billig und reichlich erscheinenden fossilen Energiequellen zur Neige
gehen? Ob wir wollen oder nicht, wir stehen am Beginn einer epochalen Transformation
vom fossilen Verkehr zu einer postfossilen Mobilität. Indiesem Prozess wird eines zuneh-
mend deutlich: „Fossiles Denken schadet noch mehr als fossile Brennstoffe“.  (Bank
Sarasin) Das Buch erzählt die Geschichte dieser Transition und beschreibt 7 Leitplanken,
die für die postfossile Mobilität bestimmend sind.

J. Schindler & M. Held unter Mitarbeit von G. Würdemann

Postfossile Mobilität
Wegweiser für die Zeit nach dem Peak Oil
Mit 7 Nachrichten aus der Zukunft, 12 Tabellen,
12 Informationskästen und 86 Farbbildern
ISBN 978-3-88864-422-1 • 2009 • 301 S. • 19.80 €

VAS • Ludwigstr. 12d • 61348  Bad  Homburg • Tel.: 06172-6811 656 •
Fax: 06172-6811 657 • E-Mail: info@vas-verlag.de  •  www.vas-verlag.de
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GAZA - MENSCH BLEIBEN
RESTIAMO UMANI

Vittorio Arrigoni 

mit einem Vorwort von Ilan Pappe

Zambon Verlag 2009
143 Seiten, Broschur
8,00 €
ISBN-10: 3889751571
ISBN-13: 978-3889751577

www.zambon.net

Das Compagniegeschäft
Marx & Engels

»Der Hamburger Zeithistoriker und Publizist
Körner folgt in seiner originellen Doppelbio-
graphie in sieben übersichtlichen Kapiteln
der Chronologie der Ereignisse von 1844 bis
1895. Er zeigt auf teils anrührende Weise,
wie eng die Einheit von Freundschaft, theo-
retischem Denken und politischen Kämpfen
war, in der die grundverschiedenen Charak-
tere Marx und Engels ihr gemeinsames Werk
geschaffen haben ... Sie macht den Hinter-
grund einer noch immer nicht ganz aus-
geleuchteten Theorie äußerst lebendig.« 

Detlef Grumbach im Deutschlandfunk

Klaus Körner
»Wir zwei
betreiben ein
Compagnie-
geschäft«
Karl Marx und
Friedrich Engels
Eine außer-
gewöhnliche
Freundschaft
176 Seiten,
E 15,–
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es ist mittlerweile fast eine Binsen-
weisheit: In vielen Tageszeitun-
gen und den ihnen angeschlos-
senen Internetportalen ist der 

lokaljournalismus auf den hund gekom-
men. unabhängige Berichterstattung findet 
immer seltener statt, viele lokalreporter 
stehen offenbar so unter Druck, daß sie sich 
widerspruchslos dem Mainstream fügen: 
Nur nicht auffallen, immer schön stromlini-
enförmig bleiben, heißt die Devise. Ausnah-

men bestätigen die regel.
Zeitungen und Zeitschriften gehören in 

der regel entweder zu Konzernen oder Ver-
legerfamilien – allesamt kapitalistische un-
ternehmen. es sollte daher nicht wundern, 
daß die von ihnen eingesetzten Verlags- und 
redaktionsleitungen nicht gerade sympa-
thisanten für eine sozialistische partei wie 
Die linke sind. Dennoch sollte man dar-
auf bauen dürfen, daß ein Mindestmaß an 
journalistischer Fairneß und sachgerechter 
Darstellung gewährleistet bleiben.

Im Vorfeld der Kommunalwahl am 30. 
August in Nordrhein-Westfalen war es 
schwer, dieses Minimum in manchen Me-
dien überhaupt noch zu finden -- es wurde 
nämlich immer wieder darauf verzichtet, 
Die linke überhaupt zu erwähnen. und 
wenn, dann wurden irrelevante Neben-
aspekte in den Vordergrund gezerrt oder 
nicht existierende richtungskämpfe be-
schrieben. Den meisten Beiträgen konnte 

man ansehen, daß der Autor oder die Auto-
rin unbeleckt von jeder Art recherche war.

Nachdem die NrW-linke am 8. oktober 
ihren entwurf für ein Wahlprogramm vor-
gestellt hatte, wußte Bild.de schon, daß es 
»selbst eigenen Genossen zu radikal« ist. 
Als Kronzeuge dafür wurde der linke-po-
litiker Bodo ramelow angeführt, der aber 
lediglich kritisiert hatte, daß die Genossin-
nen und Genossen an rhein und ruhr den 
religionsunterricht durch das Fach ethik 

ersetzen wollten. Das der WAZ-Gruppe 
gehörende online-portal »Der Westen« 
hatte zu diesem Zeitpunkt bereits einen 
veritablen »richtungsstreit« ausgemacht: 
»linkspartei entsetzt über programm der 
NrW-Kollegen«. In der Berliner parteizen-
trale gingen bei Wortmeldungen des NrW-
landesverbandes manche Funktionäre 
»instinktiv in Deckung«, hieß es, hinter 
vorgehaltener hand werde vieles als »wort-
radikaler Mist« bezeichnet.

Wer war die Quelle? ein partei-
vorstandsmitglied, ein sachbearbeiter 
oder eine sekretärin? Der Verdacht liegt 
vielmehr nahe, daß diese Zitate frei er-
funden sind. Mit einem Griff zum Tele-
fon hätte der verantwortliche redakteur 
vielmehr erfahren können, daß es bei den 
»NrW-Kollegen« nicht einmal einen kri-

tischen Anruf aus Berlin gab.
Die Berliner Spiegel-redaktion legte 

nach, gar mit Namensnennung. Die parla-
mentarische Geschäftsführerin der partei, 
Dagmar enkelmann, wurde mit der lapi-
daren Aussage zitiert, sie sorge sich um die 
Wahlchancen der NrW-Genossen, da viele 
ihrer Forderungen zu »radikal« sein – wel-
che, erfährt man nicht. Auch die stellvertre-
tende parteivorsitzende halina Wawzyniak 
wurde bemüht. sie kritisierte im NrW-
entwurf die von der Gesamtpartei geteilte 
Forderung nach einem »wirklichen recht 
auf Asyl« – allerdings nicht aus inhaltlichen 
Gründen, sondern weil dies sache der Bun-
desgesetzgebung sei. Was ist denn jetzt zu 
»radikal« ? – aus dem Spiegel erfährt man 
es jedenfalls nicht.

Neue Munition lieferte die Frankfurter 
Allgemeine Sonntagszeitung (FAS) mit ei-
nem Interview mit Gregor Gysi (18. okto-
ber). obwohl der Fraktionschef darin eher 
allgemein anmerkte, daß entwürfe gegen-
über der endfassung immer leicht verändert 
würden, griff Bild.de den FAs-Text mit 
folgender Formulierung auf: »Gysi gei-
ßelt programm seiner NrW-Genossen«. 
Die springer-schreiber wußten sogar, daß 
der entwurf »für Kopfschütteln in ganz 
Deutschland« sorge und stilisierten Gysis 
angebliche Äußerungen zum »Machtwort 
aus Berlin« hoch. Die triefend katholischen 
Westfälische Nachrichten aus Münster wuß-
te noch mehr Details. Ihr redakteur Win-
fried Goebels schrieb, Gysi habe den NrW-
Genossen gar den »Fehdehandschuh« hin-
geworfen, es gebe einen »richtungsstreit 
zwischen radikalen Fundamentalisten in 
NrW und der Bundesspitze«. 

Fassen wir zusammen: Die Kollegin-
nen und Kollegen der Bürgerpresse haben 
den programmentwurf offenbar gar nicht 
gelesen oder bestenfalls nach stichworten 
durchforstet, mit denen man meinte, die 
linkspartei vorführen zu können. einen 
richtungsstreit, eine Fehde oder gar ein 
Machtwort gab es nicht. Immer nach dem 
Motto: Mit recherche macht man sich die 
schönste story kaputt.  

Besonderes haßobjekt der Journaille 
ist der linksparteivorsitzende oskar la-
fontaine. regelmäßig wird ihm angebliche 

unberechenbarkeit aufgrund seines kon-
sequenten rücktritts von der neoliberalen 
schröder-regierung 1999 und »populis-
mus« unterstellt. Als Kronzeugen werden 
dann gerne politiker des reformerflügels 
der linkspartei mit aus dem Zusammen-
hang gerissenen Zitaten herangezogen. 
Nachdem das oskar-Bashing bei der Bun-
destagswahl ganz offensichtlich nach hin-
ten losging und die linke von den Wählern 
noch gestärkt in den Bundestag geschickt 
wurde, gingen Teile der presse direkt zum 
Angriff auf lafontaines privatsphäre über. 
Ausgerechnet der Spiegel, der lafontaine 
bislang Machtgeilheit vorwarf und schon 
mal behauptete, die linke sei eine reine 
lafontaine-partei geworden, sprach nun 
angesichts von lafontaines rücktritt von 
der Fraktionsspitze von Wählertäuschung. 
eine Affäre mit einer Abgeordneten wur-
de ihm nachgesagt. lafontaines Frau habe 
darum den teilweisen rückzug aus Berlin 
befohlen, phantasierten Spiegel & co. – um 
dann drei Tage später Krokodilstränen über 
die mittlerweile bekanntgegebene Krebser-
krankung des linksparteichefs zu vergie-
ßen. Keine 24 stunden später führten die 
Medien dann schon die Nachfolgedebat-
te für lafontaine, der seine opera tion gut 
überstanden hatte. 

es ist durchaus verständlich, daß eine 
bürgerliche presse, die überwiegend von 
Anzeigen aus der Wirtschaft lebt, einer 
linken partei keine Blumen auf den Weg 
streut. schließlich denkt die offen über ei-
ne Verstaatlichung von energiekonzernen 
nach und stellt sich demonstrativ hinter die 
Beschäftigten von Discountern wie lidl 
und schlecker bei ihrem Kampf um Be-
triebsräte . 

unverständlich ist dagegen, daß eine 
solche presse immer wieder schützenhilfe 
aus den eigenen reihen, von Funktionären 
und leitungsmitgliedern der linkspartei 
bekommt. einige betätigen sich liebend 
gerne als stichwortgeber der antikommuni-
stischen Journaille.  

Für Mitglieder der linkspartei aber 
sollte die springer presse ebenso wie die 
»Nachrichtenmagazine« Spiegel und Focus 
für den parteiinternen Diskurs absolut tabu 
sein. 

Immer schön stromlinienförmig
lokalzeitungen verschweigen die linkspartei gerne. Andere Medien führen Kampagnen: Null recherche, 
einer schreibt vom anderen ab. Von Ulla Jelpke

Vandana Shiva
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 Freie Radios oder Bürgerfunk
Bundesweit gibt es noch 34 nichtkommerzielle Rundfunkstationen und 64 »offene Kanäle«. Von Gitta Düperthal

Macht Feminismus das Le-
ben schöner? Ist es sinn-
voll, wenn sich eine Femi-
nistin der ersten Stunde, 

Halina Bendkowski, mit der »Alpha-
Mädchen«-Vertreterin Meredith Haaf 
streitet? Beim Nürnberger »Radio Z« 
geht solchen Fragen ein Mann nach.

»Ja, so sind wir eben! Die Redaktion 
hat entschieden, dafür könnten sich die 
Männer auch mal interessieren,« sagte 
Geschäftsleiterin Syl Glawion. »Radio Z« 
ist ein »Nichtkommerzielles Lokalradio« 
(NKL) eines der letzten seiner Art, die in 
den Äther gehen durften. Das war aller-
dings schon 1987.

Daß ein freier Sender auch eine »seriö
se Ansprechadresse« haben muß, darauf 
hatte die mehrheitlich mit konservativen 
Verbänden und CSU-Leuten besetzte 
Bayerische Landeszentrale für Neue Me-
dien (BLM) damals bestanden. Seitdem 
gibt es in der eher basisdemokratisch or-
ganisierten Rundfunkstation auch eine 
Geschäftsleitung.

Mit der BLM hatte »Radio Z« von An-
fang an Schwierigkeiten. Schwulensen-
dungen etwa waren überhaupt nicht gern 
gesehen, ihre Ausstrahlung mußte erst 
gerichtlich erstritten werden. Im Gegen-
satz zu kommerziellen Sendern gilt bei 
»Radio Z« das gesprochene Wort noch 
viel: Die Station hat einen Wortanteil von 
60 Prozent an seiner Sendezeit – das 
kommerzielle »Radio FFH« in Hessen 
hingegen kam zu Beginn seiner Ausstrah-
lungen gerade mal auf ein Prozent.

»Radio Dreyecksland« in Freiburg ist 
ebenfalls frei. »Wir nennen uns so, weil 
wir Gegenöffentlichkeit zum kommer
ziellen und öffentlich-rechtlichen Pro-
porz-Rundfunk bieten«, erklärt Michael 
Menzel, der geschäftsführende Redak-
teur. 1977 ging die Station erstmals on air, 
damals noch als Piratensender, bevor sie 
schließlich behördlich legitimiert wurde.

»Radio Dreyecksland« löste eine Welle 
von Nachahmern aus, von denen heute 
bundesweit noch 34 freie Radios geblie-
ben sind. Sie bedienen jeweils sehr un-
terschiedliche Interessen -- ob es gegen 
Atomkraftwerke geht oder Interessen von 
Frauen, Schwulen oder Hausbesetzern im 
Mittelpunkt stehen.

Daneben gibt es bundesweit noch 64 
»offene Kanäle«, auch »Bürgerfunk« 
genannt. Diese Lokalradios haben aller-

dings keine mit den NKL vergleichbare 
Programmkonzeption, wie sie etwa »Ra-
dio Dreyecksland« in seinem Redakti-
onsstatut festgelegt hat: Antisexismus, 
Antirassismus, Antifaschismus, Antimi-
litarismus, Antikapitalismus, Antiklerika-
lismus ... Hauptsache »anti«.

Auf den »offenen Kanälen« hingegen 
kann buchstäblich jeder senden, gleich 
welchen Quark sich die Freizeitredakteu-
re ausdenken. Da findet man ernst zu 
nehmende Sozialbeiträge ebenso wie 
Urlaubsberichte, religiöse Spinnereien, 
Dichterlesungen, kindischen Schülerulk 
oder auch astreine PR-Geschichten nach 
dem Motto »Wie schleime ich mich beim 
Arbeitgeber ein«. Das alles ist oft so ver-
quer und unübersichtlich, daß viele Höre-
rinnen und Hörer lieber abschalten.

Während offene Kanäle eher beliebig 
sind, gelten Freie Radios als links. Zu-
mindest irgendwie: Ob sich »Radio Z« als 
revolutionär oder radikal verstehe, sei im 
Sender umstritten, sagt Syl Glawion zu 

jW. »Jedenfalls wollen wir von der Hoch-
kultur weg. Wir schauen vielmehr auf die 
Alltagswelt und kümmern uns z. B. um 
Stadtteilzentren.«

Worüber die Aufseher in München al-
lerdings nicht immer glücklich sind, vor 
allem dann nicht, wenn zu dieser All-
tagswelt auch ein Interview mit einem 
Teilnehmer der Proteste gegen das G-8-
Treffen im Jahre 2007 in Heiligendamm 
gehört. Daß dieser eine Sitzblockade für 
angemessen hielt, stieß der BLM übel 
auf, sie verdonnerte Radio Z zu 200 Euro 
Geldstrafe. »Die haben wir dann bezahlt, 
weil wir es nicht auf einen Prozeß ankom-
men lassen wollten«, sagt Syl Glawion. 
Sie sieht es jedoch nicht unbedingt als 
»links« an, nur Betroffene und Aktivisten 
zu Wort kommen zu lassen. Viele Beiträge 
von »Radio Z« können durchaus mit pro-
fessionellem Journalismus Schritt halten. 
In einem Beitrag zum Thema »Aufstand 
im Abschiebeknast Ingelheim« etwa kam 
auch die Polizei zu Wort – allerdings kri-

tisch zum »brutalen Einsatz« befragt.
So unterschiedlich wie ihre Klien-

tel und das jeweilige Programmziel ist 
mitunter auch die Finanzierung dieses 
freien Rundfunks. »Radio Z« z. B. wird 
hauptsächlich über die Beiträge der 1 300 
Mitglieder alimentiert. Programmförder-
anträge an die BLM bringen im Einzel-
fall bis zu 30 000 Euro, hin und wieder 
kommt auch Geld aus Töpfen der Brüsse-
ler EU-Bürokratie. 

»Radio Lora« in München wiederum 
ist ganz anders gestrickt. Der Sender dient 
als Plattform von über 30 Organisationen, 
die zu seinem Profil »demokratisch, ge-
waltfrei, emanzipativ, parteiunabhängig« 
passen: ATTAC, ver.di-Frauen, DFG-VK, 
Amnesty International, der atheistische 
Bund für Geistesfreiheit – um nur ei-
nige zu nennen. Einige von ihnen tra-
gen zur Finanzierung ebenso bei wie die 
Mitgliedsbeiträge des Fördervereins, Zu-
wendungen der BLM oder Kooperationen 
etwa mit dem Mieterverein.

Auf den »offenen Kanä-
len« kann buchstäblich 
jeder senden, gleich 
welchen Quark sich die 
Freizeitredakteure aus-
denken. Da findet man 
ernst zu nehmende So-
zialbeiträge ebenso wie 
Urlaubsberichte, religi-
öse Spinnereien, Dich-
terlesungen, kindischen 
Schülerulk oder auch 
astreine PR-Geschichten 
nach dem Motto »Wie 
schleime ich mich beim 
Arbeitgeber ein«. Das 
alles ist oft so verquer 
und unübersichtlich, daß 
viele Hörerinnen und 
Hörer lieber abschalten.
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Wenn ein publikum klatscht, 
findet anscheinend nur Kom-
munikation zwischen unten und 

oben, zwischen Auditorium und Künstler 
statt. Wer aber genau hinschaut, erkennt die 
»interpublikare« Kommunikation. Nicht 
nur der Künstler erprobt, ob eine pointe, 
eine begriffliche Zuspitzung gelungen und 
damit kommunikationsreif wird, sondern 
auch Teile des publikums versuchen, ihr 
eigenes Begriffenhaben anderen zu signa-
lisieren, um zu testen, wieweit sie isoliert, 
wie weit sie akzeptanzfähig oder wie weit 
sie gar anschwellende Minderheit sein 
könnten.

Ähnlich sollten wir uns die »interpubli-
kare Kommunikation« innerhalb der vom 
Kapitalismus bedrohten und betroffenen 
Menschen vorstellen. sie sind ausgegrenzt 
von staatlich abgesicherten Kommunika-
tionsstrukturen. Die tendenziell opposi-
tionellen und gesellschaftskritischen Teile 
müssen sich kommunikativ zueinanderta-
sten. 

Diese erkenntnis setzen unsere Feinde 
viel gründlicher um als wir. Demzufolge 
waren nicht nur in linke organisationen 
V-leute-strukturen zu implantieren (die 
nicht einmal in jedem Falle direkt bezahlt 
sein müssen, sondern über staatliche pri-
vilegien und manchmal sogar nur, um der 
psychologie des Angenommensein- und 
Ankommen-Wollens zu dienen, partiell 
instrumentalisiert werden können). 

Den Zusammenhang habe ich am am 
9. August in hannover beim Großen 
(außerparlamentarischen) ratschlag der 
linkspartei dargestellt: »Konzernmedien 
als Krisenmacher und profiteure« (zum 
herunterladen auf www.diether-dehm.de).

Die Autoren Francis saunders 
(»Wer die Zeche zahlt«), Andreas von 
Bülow  oder erich schmidt-eenboom 

(»undercover – Die Arbeit des BND 
in den Medien«) zeigen – größtenteils 
unwidersprochen und juristisch nicht 
bestritten  –, wie besonders liberale Me-
dien mit reputation bei oppositioneller 
Wählerschaft besondere Zielobjekte vom 
BND werden. schmidt-eenboom zeigt 
z. B., wie Nazigeheimdienstler reinhard 
Gehlen die liberale Zeit-chefredakteurin 
Marion Gräfin Dönhoff zu einem schnö-
den spitzel gemacht hat. seitdem sind 
besonders liberale Medien Zielobjekte 
für Desorientierungsstrategien. schwarz 
erworbene Information z. B. durch illegale 
Abhörpraktiken etc. wird in den »weißen 
Kreislauf« von Detekteien und medialen 
Veröffentlichungen (vorzugsweise des 
spiegel) wieder eingefüttert - siehe die 

aktuellen Vorgänge um oskar lafontaine 
und sahra Wagenknecht.

Die linkspartei ist gezwungen, die geg-
nerischen strategien, die Machenschaften 
von Spiegel, Bild, Frankfurter Rundschau 
oder Berliner Zeitung offen beim Namen 
zu nennen. Darum müssen wir am Aus-
bau linker Internetfernsehprojekte und 
-newsletter arbeiten, deshalb gibt es die 
jungeWelt, das Neue Deutschland, den 
Freitag etc. mit all ihren schwächen und 
Fehlern: Mit »Medienschelte« müssen lin-
ke Wählerinnen und Wähler und Mitstreiter 
bei außerparlamentarischen Aktionen 
»bösgläubig« gemacht werden gegen diese 
Konzern-Medien.
Diether Dehm, Bundestagsabgeordneter 
der Linkspartei

hans Weiss hatte Kuba noch als 
die Insel in erinnerung, wegen 
der er im Alter von zwölf Jah-
ren vor einem Atomkrieg zit-

tern mußte. er wurde 49 Jahre alt, bevor er 
dann zum ersten Mal auf die Karibikinsel 
reiste, voller erwartung, dort ein schreck-
liches unrechtsregime kennenzulernen. es 
kam dann aber doch ganz anders. 

Am Anfang führte Weiss noch eine Art 
reisetagebuch, in dem er schikanen und 
repression durch den sozialistischen staat 
dokumentieren wollte. Das war aber gar 
nicht so einfach, wie er mit leichter enttäu-
schung registrierte – man ließ ihn überall 
freundlich passieren. Überrascht stellte er 
fest, daß sich Kubanerinnen und Kubaner 
ohne scheu über Gott und die Welt mit ihm 
unterhielten.

Noch viele Aufenthalte sollten folgen  – 
und irgendwann fing Weiss an, systematisch 
zu recherchieren, was an westlichen Me-
dienberichten über Kuba dran ist. Diesem 
umstand verdanken wir zwei medienkri-
tische Bücher, die sich trotz ihres ernsten 
Inhalts sehr unterhaltsam lesen: »Märchen 
von Kuba« beschreibt unter anderem sei-
ne eigene Konfrontation mit der realität. 
Das erst vor wenigen Monaten erschienene 
Buch »Nachrichten von der schurkenin-
sel« dokumentiert, welchen schwachsinn 
sich so manche Autoren zu Kuba einfallen 
lassen. 

harmlos sind noch die Wehklagen über 
das Akkreditierungsverfahren, das der Bay-
erische rundfunk in einem Bericht über 
die erkrankung des früheren staatschefs 
Fidel castro im Jahr 2006 zur Journalisten-

feindlichkeit aufblies. Verschwiegen wurde 
allerdings, daß es weit weniger Zeit und 
Nerven in Anspruch nimmt als der Antrag 
auf ein Journalistenvisum für die usA.

Weniger harmlos ist der opfermythos, 
der um exilkubaner gesponnen wird, die 
Bombenanschläge auf die Zivilbevölke-
rung verübt haben. so moderierte eine Welt-
Journalistin im April 2007 in Berlin bei 
einer Veranstaltung der Konrad-Adenauer-
stiftung mit dem Titel »Democracy in cu-
ba« mit dem »Dissidenten« carlos Alberto 
Montaner, der wegen eines Anschlags auf 
ein Kaufhaus in havanna im Jahr 1960 we-
nige Monate in einem kubanischen Jugend-

gefängnis verbringen mußte, bevor er in 
die usA ausreisen durfte. Montaner war 
17 Jahre alt, als er bei dem Attentat ein fünf 
und ein 14 Jahre altes Mädchen sowie einen 
13jährigen Jungen schwer verletzte. Man 
hielt ihn scheinbar genau für den richtigen, 
um über die Frage zu referieren, welchen 
Weg Kuba nach Fidel castro einschlagen 
werde. 

Der ehemalige »Alpha 66«-Terrorist eloy 
Guitérrez Menoyo wurde in einer »Nahauf-
nahme« des Bayerischen rundfunks vom 
6. August 2006 schlicht zu einem ehema-
ligen Weggefährten castros, der sich mit 
ihm »überworfen« habe und folglich 22 
Jahre im Gefängnis verbringen mußte. Der 
wahre Grund waren Kommandoüberfälle 
im Jahr 1962, bei denen kubanische schiffe 
zerstört und russische soldaten getötet wur-
den. Dem Verfasser der »Nahaufnahme« 
reichte die Tatsache, daß Menoyo Narben 
vorzuweisen hatte, für die Behauptung, er 
sei im Gefängnis gefoltert worden. 

Das Buch über die »schurkeninsel« 
bringt viele Beispiele dafür, wie die Öffent-
lichkeit gezielt desinformiert wird. Kuba 
ist allerdings nur ein Thema, mit dem wir 
als Medienkonsumenten an der Nase her-
umgeführt werden. Was ist z. B. mit der 
Berichterstattung über den Jugoslawien-
Krieg, über den Nahost-Konflikt, den Iran 
oder Nordkorea? Mißtrauen ist angesagt – 
wahrscheinlich stimmen die Berichte über 
diese Komplexe auch nicht. 
Hans Weiss: KUBA – Nachrichten von 
der Schurkeninsel, Nomen Verlag, Frank-
furt am Main 2009, 199 Seiten, 14,90 Euro, 
 ISBN 978-3-939816-09-6
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